
Aus den G r ü n d e n :

Dem angefochtenen Urteil ist im Ergebnis, wenn auch 
nicht durchweg in seiner Begründung zuzustimmen. 
Der erkennende Senat befindet sich dabei in allen 
wesentlichen Punkten in Übereinstimmung mit der vom 
Generalstaatsanwalt im Berufungsverfahren vertrete­
nen Auffassung. Im einzelnen ist zu ihrer Begründung 
folgendes zu bemerken:

Aüf dem Weg der Auslegung des § 1 Abs. 2 der 
1. Durchführungsbestimmung zum Patentgesetz läßt 
sich, entgegen der Auffassung des Patentgerichts, die 
Streitfrage nicht lösen. § 1 Abs. 2 besagt zwar, daß der 
Benutzer dem Erfinder, solange das Wirtschaftspatent 
nicht erteilt ist, eine Vergütung wie für einen Verbesse­
rungsvorschlag zu zahlen hat. Diese Bestimmung ist 
materiellrechtlichen Inhalts und besagt nichts darüber, 
welche Stelle im Streitfall zur Entscheidung über 
Grund und Höhe des Vergütungsanspruchs berufen ist.

Eine solche Zuständigkeitsbestimmung enthält zwar 
§ 50 Abs. 1 des Patentgesetzes. Darin wird festgestellt, 
daß bei der Wirtschaftsabteilung des Patentamts Stellen 
zur Schlichtung von Vergütungsstreitigkeiten „bei 
Wirtschaftspatenten“, die auf begründeten schriftlichen 
Antrag tätig werden, zu bilden sind. In Übereinstim­
mung mit dem Patentgericht und der vom General­
staatsanwalt dargelegten Auffassung lehnt aber auch 
der erkennende Senat eine ausdehnende Auslegung 
dieser Bestimmung dahin ab, daß sie auch auf lediglich 
angemeldete, aber noch nicht erteilte Wirtschaftspatente 
Anwendung finden müsse.

Gegen diese Auslegung, wie sie die Verklagte für 
richtig hält, erheben sich Bedenken bereits aus rechts­
systematischen Gründen. Die Patentgesetzgebung der 
Deutschen Demokratischen Republik unterscheidet 
zwischen dem bereits erteilten und dem noch im 
Stadium der Anmeldung befindlichen Wirtschafts­
patent. Nur das e r t e i l t e  Wirtschaftspatent genießt 
nach § 9 des Patentgesetzes vollen Rechtsschutz. Außer 
dem Patentinhaber ist nur der zur Benutzung des 
Patents befugt, dem das Patentamt diese Befugnis 
ausdrücklich erteilt (§ 2 Abs. 1 des Patentgesetzes). 
Der unbefugte Benutzer setzt sich dem Unterlassungs­
anspruch des Verletzten und im Fall schuldhafter 
Rechtsverletzung auch dem Schadensersatzanspruch aus 
§ 55 Abs. 1 und 2 des Patentgesetzes aus. Auch die zum 
Patent lediglich angemeldete Erfindung genießt zwar 
einen gewissen Schutz, indem § 49 des Patentgesetzes 
bestimmt, daß sie auf begründeten Antrag nicht vor 
Ablauf von sechs Monaten, vom Tage der Zustellung 
des im § 45 vorgesehenen Prüfungsbescheids an gerech­
net, „offenkundig“ benutzt werden darf. Wie sich aber 
auch dieser Schutz des Anmelders im einzelnen Fall 
gestalten mag, er wird stets weniger vollkommen sein 
als der Schutz, den der Erfinder auf Grund des bereits 
erteilten Patents in Anspruch nehmen kann.

Auch qualitativ sind die Vergütungsansprüche, die 
die Patentgesetzgebung unseres Staates dem Erfinder 
gewährt, verschieden, je nachdem, ob das Wirtschafts­
patent bereits verliehen oder nur erst als Anspruch 
angemeldet ist. Im ersteren Fall richtet sich der Ver­
gütungsanspruch des Patentinhabers gegen den befug­
ten Benutzer der patentierten Erfindung. Die Höhe 
der Vergütung richtet sich unter Würdigung der er­
finderischen Leistung nach dem Nutzen der Erfindung 
und nach den Aufwendungen für die Entwicklung der 
Erfindung. Sie kann in Form einer einmaligen Abfin­
dung oder in laufenden Zahlungen bestehen. Ist die 
Erfindung aber nur erst zum Patent angemeldet, so 
ist Vergütungsschuldner der Benutzer — gleichgültig, 
ob befugt oder unbefugt —; zu zahlen hat er eine Ver­
gütung „wie für einen Verbesserungsvorschlag“ (§ 1 
Abs. 2 der 1. Durchführungsbestimmung zum Patent­
gesetz). Die Höhe der Vergütung wird grundsätzlich 
tabellenmäßig errechnet und besteht immer in einer 
einmaligen Abfindung (§§ 3 ff. der 2. Durchführungs­
bestimmung zur VO über das Erfindungs- und Vor­
schlagswesen vom 6. Februar 1953). Nur wenn das 
Wirtschaftspatent demnächst auf die Anmeldung erteilt 
wird, hat der Benutzer den Erfinder so zu stellen, als 
ob das Wirtschaftspatent schon zu Beginn der Benut­
zung bestanden hätte (§ 1 Abs. 3 der 1. DB zum Patent-

ge&etz). Schon diese inhaltlichen Verschiedenheiten des 
vorerst nur angemeldeten, d. h. der Entscheidung des 
Patentamts unterbreiteten Patentanspruchs von dem 
bereits erteilten Wirtschaftspatent sprechen gegen eine 
ausdehnende Auslegung des § 50 Abs. 1 des Patent­
gesetzes i. S. einer gleichgelagerten Zuständigkeit für 
beide Fälle. Die richtige Lösung der Zuständigkeits­
frage ergibt sich vielmehr, wie der Kläger zutreffend 
ausführt, aus einer Betrachtung der historischen Ent­
wicklung des Patentwesens seit den ersten, im Jahre 
1948 noch von der Deutschen Wirtschaftskommission 
auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes und 
des Verbesserungsvorschlagswesens erlassenen Bestim­
mungen. Nach § 13 der inzwischen durch § 13 der Ver­
ordnung über das Erfindungs- und Vorschlagswesen 
vom 6. Februar 1953 aufgehobenen Anordnung der 
Deutschen Wirtschaftskommission über die Förderung 
des Erfindungswesens und die Auswertung des be­
trieblichen Vorschlagswesens vom 15. September 1948 
(ZVOB1. S. 483) entschied in allen Streitigkeiten, die 
aus der Verwertung oder volkswirtschaftlichen Nut­
zung eines Verbesserungsvorschlags oder einer Erfin­
dung oder im Zusammenhang mit deren Entlohnung 
entstanden, das bei der Deutschen Wirtschaftskommis­
sion gebildete „Büro für Erfindungswesen“ oder eine 
vom Sekretariat der Deutschen Wirtschaftskommission 
einzusetzende Schlichtungsstelle. Die Durchführungs­
bestimmungen zu der vorgenannten Anordnung vom 
gleichen Tage trafen unter Teil D Ziff. 7 die dem § 13 
der AO entsprechende Regelung der Zuständigkeit.

Eine erste Änderung dieses Rechtszustands brachte 
§ 2 des Gesetzes über die Errichtung des Amtes für 
Erfindungs- und Patentwesen vom 6. September 1950 
(GBl. S. 1000). Danach wurden die bisher vom Büro 
für Erfindungswesen nach der Anordnung und den 
Durchführungsbestimmungen vom 15. September 1948 
durchgeführten Aufgaben, auch soweit sich dies nicht 
bereits aus dem Patentgesetz ergab, vom Amt für Er­
findungs- und Patentwesen (Patentamt) übernommen. 
Diese Regelung aber war von vornherein nur als eine 
Zwischenlösung gedacht. § 2 des genannten Gesetzes 
bestimmte ausdrücklich, daß die darin getroffene Zu­
ständigkeitsanordnung nur gelten solle „bis zu einer 
anderweitigen Regelung“. Solange also § 2 des Gesetzes 
vom 6. September 1950 in Geltung war, aber auch nur 
solange, muß die Zuständigkeit des Patentamts auch 
für Streitigkeiten aus § 1 Abs. 2 der 1. Durchführungs­
bestimmung zum Patentgesetz vom 20. März 1952 als 
zu Recht bestehend erachtet werden. Die Notwendig­
keit, diese Zuständigkeit auch für Vergütungsstreitig­
keiten bei nur angemeldeten Wirtschaftspatenten zu 
bejahen, ergibt sich zwingend daraus, daß im Jahre 
1948 das Patentgesetz, durch das die Wirtschafts­
patente als neuartige Einrichtungen des gewerblichen 
Rechtsschutzes erst geschaffen wurden, noch nicht er­
lassen war.
. Die Zuständigkeit des Patentamts für die Regelung 
von Vergütungsstreitigkeiten bei angemeldeten Pa­
tenten aber fand dann die von Anbeginn vorgesehene 
Neuregelung durch die Verordnung über das Erfin­
dungs- und Vorschlagswesen in der volkseigenen Wirt­
schaft vom 6. Februar 1953 und die dazu ergangenen 
Durchführungsbestimmungen. § 8 der Verordnung be­
stimmt, daß für die Schlichtung von Streitigkeiten 
über die Vergütung von Verbesserungsvorschlägen in 
den Betrieben sowie bei den zuständigen Ministerien 
und Staatssekretariaten Schlichtungsstellen in Form 
von ehrenamtlich tätig werdenden Kommissionen zu 
bilden sind. § 9 Abs. 2 der Verordnung überträgt die 
bisher vom Patentamt auf Grund des § 2 des Gesetzes 
vom 6. September 1950 übernommenen Aufgaben, so­
weit sie das Vorschlagswesen betreffen, auf die Mini­
sterien und Staatssekretariate.

Nun ist zwar richtig — worauf die Verklagte hin­
weist —, daß sowohl die Überschrift wie auch die 
Präambel der Verordnung vom 6. Februar 1953 von 
dem Erfindungs- und Vorschlagswesen „in“ bzw. 
„innerhalb der volkseigenen Wirtschaft“ spricht. Dar­
aus kann aber auch nach Auffassung des erkennenden 
Senats nicht geschlossen werden, daß die Zuständig­
keitsregelung dieser Verordnung etwa nicht Anwen­
dung zu finden hätte auf Erfindungen, die innerhalb
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